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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung des Gesetzes zur Errichtung 

einer Ethik-Kommission des Landes Berlin

Das Gesetz zur Errichtung einer Ethik-Kommission des Landes 
Berlin vom 7. September 2005 (GVBl. S. 466) wird wie folgt geän-
dert: 
1.	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Gesetz zur Errichtung einer Ethik-Kommission 
des Landes Berlin 

(Ethik-Kommissionsgesetz Berlin – EKG Berlin)“

2.	 § 1 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
„(1) Das Land Berlin errichtet mit Wirkung vom 1. Oktober 

2005 eine Ethik-Kommission, die im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes für die Bewertung klinischer Prüfungen von Arznei-
mitteln bei Menschen nach den §§ 40 bis 42a des Arzneimittel-
gesetzes in der seit dem 6. August 2004 jeweils geltenden Fas-
sung ausschließlich zuständig ist.“

3.	 § 2 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa)	 In Satz 1 wird nach dem Wort „acht“ das Wort „ständi-
gen“ eingefügt.

bb)	Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Neben diesen Mitgliedern kann das Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales Berlin jedem der Ausschüsse wei-
tere Mitglieder mit besonderer Sachkunde zuordnen, die 
von der oder dem Vorsitzenden des jeweiligen Aus-
schusses bei Bedarf zu den Beratungen und Beschluss-
fassungen hinzugezogen werden können.“

cc)	 In dem neuen Satz 4 werden nach dem Wort „Personen“ 
die Wörter „als ständige Mitglieder“ eingefügt.

b)	 Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Jedes Mitglied der Ethik-Kommission kann mehr als einem 
Ausschuss zugeordnet werden.“

c)	 Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:
„Die Mitglieder der Ethik-Kommission sind keine Beamten 
im Sinne des § 1 Absatz 3 des Gesetzes über die Haftung des 
Staates und anderer Verbände für Amtspflichtverletzungen 
von Beamten bei der Ausübung der öffentlichen Gewalt 
vom 1. August 1909 (GVBl. Sb. I 204-1), das zuletzt durch 
Nummer 42 der Anlage zu Artikel I § 1 des Gesetzes vom 
22. Oktober 2008 (GVBl. S. 294) geändert worden ist.“ 

d)	 Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 
„(6) Für die Amtshandlungen der Ethik-Kommission ein-

schließlich der Durchführung des Widerspruchsverfahrens 
sind Verwaltungsgebühren nach Maßgabe des § 2 Absatz 1, 
§ 8 Absatz 1 und 2, § 9 Absatz 1, § 10 Absatz 1 und 4, § 11 
Absatz 1 sowie der §§ 13, 20, 21 und 22 des Gesetzes über 
Gebühren und Beiträge vom 22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), 
das zuletzt durch Artikel IV des Gesetzes vom 18. Novem-
ber 2009 (GVBl. S. 674) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung zu erheben.“

e)	 Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 eingefügt:

„(7) Auf das Verfahren der Ethik-Kommission findet das 
Verwaltungsverfahrensgesetz ergänzend Anwendung, so-
weit nicht durch dieses Gesetz oder auf Grund dieses Geset-
zes etwas anderes geregelt ist. Der Antrag auf zustimmende 
Bewertung der klinischen Prüfung eines Arzneimittels kann 
nur bis zur Bekanntgabe der abschließenden Entscheidung 
der Ethik-Kommission an den Sponsor zurückgenommen 
werden.“

f)	 Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und wie folgt gefasst:
„(8) Gegen zustimmende Bewertungen oder ihre Neben-

bestimmungen findet das Widerspruchsverfahren nach den 
§§ 68 ff. der Verwaltungsgerichtsordnung nicht statt. Über 
den Widerspruch gegen ablehnende Bewertungen entschei-
det der Ausschuss, der die Bewertungsentscheidung getrof-
fen hat.“

4.	 In § 3 Nummer 9 werden nach dem Wort „Gebühren“ die Wörter 
„nach § 2 Absatz 6“ eingefügt.

Artikel II
Weitere Änderung des 

Ethik-Kommissionsgesetzes Berlin

Das Ethik-Kommissionsgesetz Berlin vom 7. September 2005 
(GVBl. S. 466), das durch Artikel I des Gesetzes vom 3. März 2010 
(GVBl. S. 122) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In § 1 Absatz 1 werden nach dem Wort „Fassung“ die Wörter 

„sowie für die Bewertung klinischer Prüfungen von Medizin-
produkten und für die Bewertung von Leistungsbewertungsprü-
fungen von In-vitro-Diagnostika nach den §§ 19 bis 24 des Me-
dizinproduktegesetzes in der seit dem 21. März 2010 jeweils 
geltenden Fassung“ eingefügt.

2.	 § 2 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 Satz 4 wird aufgehoben.
b)	 Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 2a und 2b einge-

fügt: 
„(2a) Jedem Ausschuss zur Bewertung klinischer Prüfun-

gen von Arzneimitteln bei Menschen müssen folgende Per-
sonen als ständige Mitglieder angehören:
1.	 zwei Ärztinnen oder Ärzte mit mehrjähriger Berufser-

fahrung als Fachärztin oder Facharzt, 
2.	 eine auf dem Gebiet der Arzneimittelwirkungen sach-

kundige Ärztin oder Wissenschaftlerin oder ein auf dem 
Gebiet der Arzneimittelwirkungen sachkundiger Arzt 
oder Wissenschaftler,

3.	 eine auf dem Gebiet der medizinischen Biostatistik und 
Biometrie sachkundige Ärztin oder Wissenschaftlerin 
oder ein auf dem Gebiet der medizinischen Biostatistik 
und Biometrie sachkundiger Arzt oder Wissenschaftler,

4.	 eine Juristin oder ein Jurist mit Befähigung zum Rich-
teramt,

5.	 eine Apothekerin oder ein Apotheker sowie
6.	 zwei Laien.

(2b) Jedem Ausschuss zur Bewertung klinischer Prüfun-
gen von Medizinprodukten bei Menschen oder von Leis-
tungsbewertungsprüfungen von In-vitro-Diagnostika müs-
sen folgende Personen als ständige Mitglieder angehören:

Erstes Gesetz
zur Änderung des Gesetzes  

zur Errichtung einer Ethik-Kommission des Landes Berlin
Vom 3. März 2010
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1.	 zwei Ärztinnen oder Ärzte mit mehrjähriger Berufser-
fahrung als Fachärztin oder Facharzt,

2.	 eine auf dem Gebiet der medizinischen Physik sachkun-
dige Ärztin oder Wissenschaftlerin oder ein auf dem Ge-
biet der medizinischen Physik sachkundiger Arzt oder 
Wissenschaftler,

3.	 eine auf dem Gebiet der medizinischen Biostatistik und 
Biometrie sachkundige Ärztin oder Wissenschaftlerin 
oder ein auf dem Gebiet der medizinischen Biostatistik 
und Biometrie sachkundiger Arzt oder Wissenschaftler,

4.	 eine Juristin oder ein Jurist mit Befähigung zum Rich-
teramt,

5.	 eine Apothekerin oder ein Apotheker,
6.	 eine Medizintechnikerin oder ein Medizintechniker so-

wie
7.	 ein Laie.“

c)	 In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Prüfungen“ die 
Wörter „und Leistungsbewertungsprüfungen von In-vitro-
Diagnostika“ eingefügt.

d)	 In Absatz 7 Satz 2 werden nach dem Wort „Arzneimittels“ 
die Wörter „oder eines Medizinproduktes oder der Leis-
tungsbewertungsprüfung eines In-vitro-Diagnostikums“ 
eingefügt.

Artikel III
Bekanntmachungserlaubnis 

Die Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und Verbraucher-
schutz kann den Wortlaut des Ethik-Kommissionsgesetzes Berlin in 
der vom 21. März 2010 an geltenden Fassung im Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt für Berlin bekannt machen.

Artikel IV
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tage nach der 
Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 
Artikel II und III treten am 21. März 2010 in Kraft.

Berlin, den 3. März 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Klaus W o w e r e i t
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Das Spielbankengesetz vom 8. Februar 1999 (GVBl. S. 70), das 

zuletzt durch Artikel IV des Gesetzes vom 15. Dezember 2007 
(GVBl. S. 604) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 2 Absatz 7 wird wie folgt geändert:

a)	 Nummer 6 wird aufgehoben.
b)	 Die bisherigen Nummern 7 und 8 werden die Nummern 6 

und 7.
2.	 § 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Spielbankabgabe beträgt bei einem jährlichen 

Bruttospielertrag von bis zu zehn Millionen Euro 30 vom 
Hundert und für den zehn Millionen Euro im Kalenderjahr 
übersteigenden Bruttospielertrag 35 vom Hundert des 
Bruttospielertrags.“

b)	 Es wird folgender Absatz 8 angefügt:
„(8) Sofern der Spielbankunternehmer für die durch den 

Betrieb der Spielbank bedingten Umsätze Umsatzsteuer 
schuldet, wird die nach dem Umsatzsteuerrecht entrichtete 
Steuer auf die nach diesem Gesetz zu entrichtende Spiel-
bankabgabe solange angerechnet, bis sie vollständig ver-
rechnet ist.“

3.	 § 4 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 4
Weitere Leistungen und Gewinnabgabe“

b)	 Die Absätze 2 bis 5 werden wie folgt gefasst:
„(2) Die weiteren Leistungen betragen bei einem jährli-

chen Bruttospielertrag von bis zu zehn Millionen Euro zehn 
vom Hundert und für den zehn Millionen Euro im Kalender-
jahr übersteigenden Bruttospielertrag 15 vom Hundert des 
Bruttospielertrags.

(3) Der Spielbankunternehmer hat zusätzlich zu der Spiel-
bankabgabe und den weiteren Leistungen eine Gewinnabga-
be zu entrichten.

(4) Bemessungsgrundlage für die Gewinnabgabe ist das 
nach dem Handelsgesetzbuch zu ermittelnde Jahresergebnis 
(Jahresüberschuss oder Jahresfehlbetrag) des Spielbankun-
ternehmens, das um folgende Beträge zu korrigieren ist:
1.	 Erhöhung um Aufwendungen im Zusammenhang mit 

der Überlassung von Kapital (insbesondere Zinsen, Be-
arbeitungsgebühren, Aufwendungen aus der Inan-
spruchnahme von Sicherheiten oder Bürgschaften, Dar-
lehensverluste) sowie

2.	 Erhöhung um Aufwendungen für Tätigkeiten im Dienst 
der Gesellschaft oder im Zusammenhang mit der Über-
lassung von Wirtschaftsgütern, Nutzungen oder Leistun-
gen, soweit diese oder die zugrunde liegenden Vereinba-
rungen nicht verkehrsüblich sind.

3.	 Minderung um zwei vom Hundert des Bruttospielertrags 
bis zehn Millionen Euro, 1,5 vom Hundert des zehn Mil-
lionen Euro übersteigenden Bruttospielertrags bis zu ei-

nem Bruttospielertrag von 25 Millionen Euro und eins 
vom Hundert des 25 Millionen Euro übersteigenden 
Bruttospielertrags.

Nummer 1 gilt nicht, wenn die zugrunde liegenden Vereinbarun-
gen mit einem Kreditinstitut getroffen wurden, das nicht Gesell-
schafter des Spielbankunternehmens ist.

(5) Die Gewinnabgabe beträgt 85 vom Hundert der Bemes-
sungsgrundlage bis zu einem Betrag von einer Million Euro und 
für die eine Million Euro übersteigende Bemessungsgrundlage 
91 vom Hundert.“

4.	 § 5 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

„(2) Der Spielbankunternehmer hat spätestens am zehnten 
Tag des Kalendermonats für den vorangegangenen Kalen-
dermonat die Spielbankabgabe und die weiteren Leistungen 
selbst zu berechnen und Anmeldungen nach amtlich vorge-
schriebenem Vordruck abzugeben. Die Anmeldungen sind 
von einer zur Vertretung des Spielbankunternehmens be-
rechtigten Person eigenhändig zu unterschreiben. Sie gelten 
als Steueranmeldungen im Sinne des § 167 der Abgabenord-
nung. Die Abgaben werden an dem Tag fällig, an dem die 
Anmeldefrist endet.

(3) Der Spielbankunternehmer hat für jeden Kalendermo-
nat eine anteilige Vorauszahlung auf die Gewinnabgabe zu 
entrichten, die er für das laufende Geschäftsjahr voraus-
sichtlich schulden wird. Er hat dem Finanzamt spätestens 
am zehnten Tag des Kalendermonats für den vorangegange-
nen Kalendermonat eine Voranmeldung nach amtlichem 
Vordruck abzugeben, in der er die Vorauszahlung auf die 
Gewinnabgabe selbst zu berechnen hat. Die Vorauszahlung 
wird an dem Tag fällig, an dem die Voranmeldungsfrist en-
det.“

b)	 Es wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Der Spielbankunternehmer hat bis zum 30. Juni des 

Folgejahres eine Steuererklärung über die Gewinnabgabe 
des abgelaufenen Jahres abzugeben, in der er die zu entrich-
tende Steuer selbst zu berechnen hat (Steueranmeldung). 
Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Weicht die Steuer 
von der Summe der Voranmeldungen ab, so ist der Unter-
schiedsbetrag zugunsten des Finanzamtes einen Monat nach 
Eingang der Steueranmeldung fällig. Setzt das Finanzamt 
die Steuer abweichend von der Steueranmeldung für das Ka-
lenderjahr fest, so ist der Unterschiedsbetrag zugunsten des 
Finanzamtes einen Monat nach der Bekanntgabe des Steuer-
bescheides fällig. Die Fälligkeit rückständiger Vorauszah-
lungen nach Absatz 3 bleibt von den Sätzen 3 und 4 unbe-
rührt.“

5.	 § 6 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Auf die Spielbankabgabe, die weiteren Leistungen und die Ge-
winnabgabe finden, soweit sich aus diesem Gesetz nichts Ab-
weichendes ergibt, die Vorschriften der Abgabenordnung sinn-
gemäß Anwendung.“

6.	 Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt:

Drittes Gesetz
zur Änderung des Spielbankengesetzes

Vom 3. März 2010



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      66. Jahrgang      Nr. 8         12. März 2010 125

„§ 10a
Visuelle Überwachung

(1) Der Spielbankunternehmer hat visuelle Überwachungs-
maßnahmen durch laufende videotechnische Aufzeichnung und 
Speicherung des Geschehens in den Spielsälen, an den Spielti-
schen und Spielautomaten, im Kassenbereich und in den Zähl-
räumen durchzuführen. Die visuelle Überwachung hat grund-
sätzlich die Erkennbarkeit der beteiligten Personen zu 
ermöglichen. 

(2) Die Aufzeichnung und Speicherung dürfen ausschließlich 
für Zwecke der Gewährleistung des ordnungsgemäßen Spielbe-
triebs, zur korrekten Erfassung des Bruttospielertrags, zur Ver-
hinderung und Aufklärung von Straftaten sowie zur Klärung von 
Streitfällen mit Gästen verwendet werden. 

(3) Die an den Spieltischen aufzuzeichnenden Daten sind für 
die Dauer von drei Tagen, im Übrigen für die Dauer von sieben 
Tagen zu speichern und danach unverzüglich zu löschen. In Ein-
zelfällen kann der Spielbankunternehmer eine längere Speiche-
rung anordnen, wenn, soweit und solange tatsächliche Anhalts-
punkte vorliegen, wonach eine gespeicherte Aufzeichnung zur 
Verhinderung und Aufklärung von Straftaten erforderlich ist. 
Die Bestimmungen des Betriebsverfassungsgesetzes bleiben un-
berührt.

(4) Der Zugriff auf die aufgezeichneten und gespeicherten 
Daten darf ausschließlich erfolgen durch 

1.	 den Spielbankunternehmer und die von ihm hierfür be-
stimmten Personen,

2.	 die Aufsichtsbehörden nach § 12,
3.	 die Strafverfolgungsbehörden, soweit sie nach dem für sie 

maßgeblichen Recht hierzu befugt sind.
(5) § 6b Absatz 2 und 4 des Bundesdatenschutzgesetzes in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 2003 (BGBl. I 
S. 66), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. August 
2009 (BGBl. I S. 2814) geändert worden ist, bleibt unberührt.“

Artikel II
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2010 in Kraft.

Berlin, den 3. März 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Klaus W o w e r e i t
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

(1) Dem „Vertrag über die Errichtung des IT-Planungsrats und 
über die Grundlagen der Zusammenarbeit beim Einsatz der Infor-
mationstechnologie in den Verwaltungen von Bund und Ländern – 
Vertrag zur Ausführung von Artikel 91c GG“ zwischen der Bundes-
republik Deutschland, dem Land Baden-Württemberg, dem Freistaat 
Bayern, dem Land Berlin, dem Land Brandenburg, der Freien Han-
sestadt Bremen, der Freien und Hansestadt Hamburg, dem Land 
Hessen, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, dem Land Nieder-
sachsen, dem Land Nordrhein-Westfalen, dem Land Rheinland-
Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat Sachsen, dem Land Sachsen-
Anhalt, dem Land Schleswig-Holstein und dem Freistaat Thüringen 
wird zugestimmt.

(2) Der Vertrag wird als Anlage zu diesem Gesetz veröffentlicht.

Präambel
Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein
und der Freistaat Thüringen
sowie die
Bundesrepublik Deutschland (im Weiteren „der Bund“ genannt)
(im Folgenden „Vertragspartner“)

§ 2
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.
(2) Der Tag, an dem die Vorschriften des Vertrags nach seinem § 7 

Absatz 1 in Kraft treten, ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin bekannt zu geben. Für den Fall, dass der Vertrag nach seinem 
§ 7 Absatz 1 Satz 2 gegenstandslos wird oder nach seinem § 7 Ab-
satz 2 außer Kraft tritt, ist dies ebenfalls im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Berlin bekannt zu geben.

Berlin, den 3. März 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Klaus W o w e r e i t

sehen übereinstimmend die wachsenden Herausforderungen als Fol-
ge der Entwicklungen in der Informationstechnik. Der reibungslose 
und sichere Betrieb informationstechnischer Systeme stellt eine we-
sentliche Anforderung an die Aufrechterhaltung geordneter Abläufe 
in den Verwaltungen der Vertragspartner dar.
Der Bund und die Länder haben mit der Erarbeitung des im Anhang 
zu diesem Vertrag wiedergegebenen „Gemeinsamen Grundver-
ständnis der technischen und organisatorischen Ausgestaltung der 
Bund-Länder-Zusammenarbeit bei dem Verbindungsnetz und der 
IT-Steuerung“ die Grundlage für ein neues System der Bund-Län-
der-IT-Koordinierung erarbeitet und in die Beratungen der Kommis-
sion zur Modernisierung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen (Fö-
deralismuskommission II) eingebracht (Arbeitsunterlage AG 3 – 08). 
Hieraus hat die Föderalismuskommission II mit Artikel 91c des 
Grundgesetzes eine Grundlage für die IT-Koordinierung von Bund 
und Ländern entwickelt und beschlossen.
Die Vertragspartner treffen daher auf der Grundlage des Artikels 91c 
des Grundgesetzes
–	 zur Einrichtung und Regelung der Arbeitsweise eines IT-Pla-

nungsrats als Steuerungsgremium der allgemeinen IT-Koopera-
tion nach Artikel 91c Absatz 1 und Absatz 2 des Grundgesetzes,

–	 zur Planung, Errichtung, Betrieb und Weiterentwicklung von in-
formationstechnischen Infrastrukturen, insbesondere auch zur 
Verbindung der informationstechnischen Netze von Bund und 

Gesetz
zum Vertrag über die Errichtung des IT-Planungsrats 

und über die Grundlagen der Zusammenarbeit beim Einsatz 
 der Informationstechnologie in den Verwaltungen  

von Bund und Ländern –  
Vertrag zur Ausführung von Artikel 91c GG

Vom 3. März 2010

Anlage
Vertrag

über die Errichtung des IT-Planungsrats und  
über die Grundlagen der Zusammenarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie  

in den Verwaltungen von Bund und Ländern –  
Vertrag zur Ausführung von Artikel 91c GG
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Ländern nach Maßgabe des gemäß Artikel 91c des Grundgeset-
zes erlassenen Bundesgesetzes, sowie

–	 zum Verfahren nach Artikel 91c Absatz 2 des Grundgesetzes zur 
Festlegung von IT-Standards und IT-Sicherheitsanforderungen, 
soweit dies der zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendige Daten-
austausch erfordert,

folgende Vereinbarung:

Abschnitt I

Der IT-Planungsrat

§ 1
Einrichtung, Aufgaben, Beschlussfassung

(1) 1Der Planungsrat für die IT-Zusammenarbeit der öffentlichen 
Verwaltung zwischen Bund und Ländern (IT-Planungsrat):
1.	 koordiniert die Zusammenarbeit von Bund und Ländern in Fra-

gen der Informationstechnik;
2.	 beschließt fachunabhängige und fachübergreifende IT-Interope-

rabilitäts- und IT-Sicherheitsstandards;
3.	 steuert die Projekte zu Fragen des informations- und kommuni-

kationstechnisch unterstützten Regierens und Verwaltens (E-
Government-Projekte), die dem IT-Planungsrat zugewiesen 
werden;

4.	 übernimmt die in § 4 dieses Vertrages genannten Aufgaben für 
das Verbindungsnetz nach Maßgabe des dort angeführten Geset-
zes.

2Der IT-Planungsrat berichtet grundsätzlich an die Konferenz des 
Chefs des Bundeskanzleramtes mit den Chefs der Staats- und Se-
natskanzleien. 3Er vereint die bisherigen Gremien und Untergremien 
der gemeinsamen IT-Steuerung.

(2) 1Dem IT-Planungsrat gehören als Mitglieder an:
1.	 der Beauftragte der Bundesregierung für Informationstechnik,
2.	 jeweils ein für Informationstechnik zuständiger Vertreter jedes 

Landes.
2Der Bund und die Länder stellen sicher, dass ihre Vertreter über die 
erforderliche Entscheidungskompetenz verfügen. 3Drei Vertreter der 
Gemeinden und Gemeindeverbände, die von den kommunalen Spit-
zenverbänden auf Bundesebene entsandt werden, sowie der Bundes-
beauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit kön-
nen an den Sitzungen des IT-Planungsrats beratend teilnehmen.

(3) 1Den Vorsitz im IT-Planungsrat übernehmen im jährlichen 
Wechsel der Bund und die Länder. 2Die Länder regeln die Reihen-
folge ihres Vorsitzes untereinander.

(4) Der IT-Planungsrat tagt mindestens zweimal im Jahr oder auf 
Antrag des Bundes oder dreier Länder.

(5) 1Der IT-Planungsrat entscheidet durch Beschluss oder Emp-
fehlung. 2Er entscheidet auf Antrag des Bundes oder dreier Länder. 
3Entscheidungen des IT-Planungsrats werden im elektronischen 
Bundesanzeiger veröffentlicht.

(6) Der IT-Planungsrat beteiligt die jeweilige Fachministerkonfe-
renz, soweit deren Fachplanungen von seinen Entscheidungen be-
troffen werden.

(7) 1Beschlüsse des IT-Planungsrats bedürfen, soweit in diesem 
Vertrag oder durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, der Zu-
stimmung des Bundes und einer Mehrheit von elf Ländern, welche 
mindestens zwei Drittel ihrer Finanzierungsanteile nach dem König-
steiner Schlüssel abbildet. 2Empfehlungen für die öffentliche Ver-
waltung kann der IT-Planungsrat mit einfacher Mehrheit der anwe-
senden Mitglieder aussprechen.

 (8) 1Der IT-Planungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 2Darin 
sind insbesondere Regelungen vorzusehen, die sicherstellen, dass, 
sofern erforderlich, eine Kabinettsbehandlung oder andere notwen-
dige Abstimmungen über einen im IT-Planungsrat vorgesehenen 
Beschluss rechtzeitig durchgeführt werden können.

§ 2
Geschäftsstelle

(1) 1Zur organisatorischen Unterstützung des IT-Planungsrats so-
wie etwaiger Arbeitsgruppen und Beiräte wird beim Bundesministe-
rium des Innern eine Geschäftsstelle eingerichtet. 2Die Finanzierung 
der Geschäftsstelle tragen zur Hälfte der Bund, zur Hälfte die Län-
der nach dem Königsteiner Schlüssel.

(2) Die Geschäftsstelle koordiniert die Veröffentlichung von Ent-
scheidungen des IT-Planungsrats und deren Verbreitung.

(3) Die Geschäftsstelle betreibt ein elektronisches Informations-
system für die Aufgaben aus diesem Vertrag und der auf seiner 
Grundlage getroffenen Vereinbarungen sowie zur Entgegennahme 
und Weiterleitung von Informationen nach § 5 des Vertrages an die 
Vertragspartner.

(4) Der Geschäftsstelle können weitere Aufgaben durch Beschluss 
des IT-Planungsrats übertragen werden.

Abschnitt II

Gemeinsame Standards und Sicherheitsanforderungen, 
Informationsaustausch

§ 3
Festlegung von IT-Interoperabilitäts- und  

IT-Sicherheitsstandards

(1) 1Für den im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung notwendigen 
Austausch von Daten zwischen dem Bund und den Ländern sollen 
gemeinsame Standards für die auszutauschenden Datenobjekte, Da-
tenformate und Standards für Verfahren, die zur Datenübertragung 
erforderlich sind, sowie IT-Sicherheitsstandards festgelegt werden. 
2Hierbei ist vorrangig auf bestehende Marktstandards abzustellen.

(2) 1Beschlüsse über Standards im Sinne des Absatz 1 werden 
vom IT-Planungsrat mit der Zustimmung des Bundes und einer 
Mehrheit von elf Ländern, welche mindestens zwei Drittel ihrer Fi-
nanzierungsanteile nach dem Königsteiner Schlüssel abbildet, ge-
fasst, soweit dies zum bund-länderübergreifenden Datenaustausch 
oder zur Vereinheitlichung des Datenaustauschs der öffentlichen 
Verwaltung mit Bürgern und Wirtschaft notwendig ist. 2Diese Be-
schlüsse entfalten Bindungswirkung und werden vom Bund und den 
Ländern innerhalb jeweils vom IT-Planungsrat festzusetzender Fris-
ten in ihren jeweiligen Verwaltungsräumen umgesetzt.

(3) 1Vor einer Beschlussfassung über verbindliche Standards im 
Sinne des Absatz 1 wird auf Antrag des Bundes oder dreier Länder 
grundsätzlich der Bedarf für einen solchen Beschluss sowie die IT-
fachliche Qualität und Widerspruchsfreiheit des vorgesehenen Stan-
dards durch eine vom IT-Planungsrat bestimmte, unabhängige Ein-
richtung geprüft. 2Die Einrichtung kann in ihre Prüfung weitere 
Personen oder Einrichtungen, insbesondere Fachleute aus Wirt-
schaft und Wissenschaft, einbeziehen. 3Der IT-Planungsrat entschei-
det unter Einbeziehung der Ergebnisse der Prüfung; er ist dabei nicht 
an die Ergebnisse der Prüfung gebunden.

§ 4
Aufgaben im Bereich Verbindungsnetz

Der IT-Planungsrat nimmt die Aufgaben des Koordinierungsgre-
miums nach Maßgabe des auf Grund von Artikel 91c Absatz 4 des 
Grundgesetzes ergangenen Bundesgesetzes wahr.

§ 5
Informationsaustausch

Der Bund und die Länder informieren sich möglichst frühzeitig 
über beabsichtigte Vorhaben zur Einrichtung und Entwicklung in-
formationstechnischer Systeme, um eine bedarfsgerechte Zusam-
menarbeit zu ermöglichen.
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Abschnitt III

Schlussbestimmungen

§ 6
Änderung, Kündigung

(1) Änderungen dieses Vertrages bedürfen einer einstimmigen 
Entscheidung der Vertragspartner.

(2) 1Dieser Vertrag kann von jedem Vertragspartner unter Einhal-
tung einer zweijährigen Frist zum Jahresende gekündigt werden. 
2Die Kündigung ist durch Kundgabe an die Geschäftsstelle für den 
IT-Planungsrat gegenüber den übrigen Vertragspartnern schriftlich 
zu erklären.

(3) 1Die Kündigung gilt auch für die auf der Grundlage dieses 
Vertrages geschlossenen Vereinbarungen. 2Die Kündigung lässt das 
Bestehen des Vertrages und der auf der Grundlage dieses Vertrages 
geschlossenen Vereinbarungen für die übrigen Vertragspartner vor-
behaltlich der Regelung des § 7 Absatz 2 unberührt.

§ 7
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsregelung

(1) 1Dieser Vertrag tritt am 1. April 2010 in Kraft. 2Sind bis zum 
31. März 2010 nicht mindestens dreizehn Ratifikationsurkunden bei 
dem der Ministerpräsidentenkonferenz vorsitzenden Land hinter-
legt, wird der Vertrag gegenstandslos.

(2) 1Der Vertrag tritt außer Kraft, wenn die Zahl der Vertragspart-
ner zehn unterschreitet. 2Für diesen Fall enden seine Wirkungen mit 
dem Ablauf der Kündigungsfrist des zuletzt kündigenden Vertrags-
partners.

(3) Die in diesem Vertrag vereinbarten Abstimmungsmechanis-
men lösen die bisherigen Gremien:
„1.	 Arbeitskreis der Staatssekretäre für E-Government in Bund und 

Ländern“ (St-Runde Deutschland Online)
2.	 „Kooperationsausschuss von Bund und Ländern für automati-

sierte Datenverarbeitung“ (KoopA ADV)
sowie deren Untergremien ab und treten in deren Rechtsnachfolge 
ein.

(4) 1Bestehende Vereinbarungen der Beteiligten über die gemein-
schaftliche Aufgabenerledigung im Bereich informationstechni-
scher Systeme werden von den Bestimmungen dieses Vertrages so-

weit sie diesen nicht widersprechen nicht berührt. 2Mit dem 
Außerkrafttreten bereits bestehender Vereinbarungen werden die 
Bestimmungen dieses Vertrages auf sie anwendbar.

Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Berlin, den 18. November 2009	 Thomas de Maizière
Für das Land Baden-Württemberg: 
Stuttgart, den 10. November 2009	 Günther H. Oettinger
Für den Freistaat Bayern: 
Mainz, den 30. Oktober 2009	 Horst Seehofer
Für das Land Berlin: 
Mainz, den 30. Oktober 2009	 Klaus Wowereit
Für das Land Brandenburg: 
Potsdam, den 4. November 2009	 M. Platzeck
Für die Freie Hansestadt Bremen: 
Mainz, den 30. Oktober 2009	 Jens Böhrnsen
Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 
Mainz, den 30. Oktober 2009	 Ole von Beust
Für das Land Hessen: 
Mainz, den 30. Oktober 2009	 R. Koch
Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 
Mainz, den 30. Oktober 2009	 Erwin Sellering
Für das Land Niedersachsen: 
Mainz, den 30. Oktober 2009	 Christian Wulff
Für das Land Nordrhein-Westfalen: 
Mainz, den 30. Oktober 2009	 Jürgen Rüttgers
Für das Land Rheinland-Pfalz: 
Mainz, den 30. Oktober 2009	 Kurt Beck
Für das Saarland: 
Mainz, den 30. Oktober 2009	 Peter Müller
Für den Freistaat Sachsen: 
Mainz, den 30. Oktober 2009	 St. Tillich
Für das Land Sachsen-Anhalt: 
Mainz, den 30. Oktober 2009	 Böhmer
Für das Land Schleswig-Holstein: 
Mainz, 30. Oktober 2009	 Peter Harry Carstensen
Für den Freistaat Thüringen: 
Erfurt, den 20. November 2009	 Ch. Lieberknecht

A.	 Verbindungsnetz
1.	 Bund und Länder tragen gemeinsam die Verantwortung für ein 

künftiges Verbindungsnetz.
a)	 Gemeinsam werden festgelegt:

–	 die Anforderungen (z. B. hinsichtlich Datenschutz, Si-
cherheit), die vom Verbindungsnetz zu erfüllen sind,

–	 die anzubietenden Anschlussklassen (inklusive bei-
spielsweise Bandbreiten, Verfügbarkeiten),

–	 das Minimum anzubietender Dienste,
–	 die Anschlussbedingungen,
–	 die Kostenhöhe und -verteilung,
–	 das Verfahren bei Eilentscheidungen.

b)	 In diesem Rahmen betreibt der Bund das Verbindungsnetz 
und setzt dabei die gemeinsamen Festlegungen um.

2.	 Die Länder haben gemeinsam mit dem Bund den DOI-Netz e.V. 
gegründet. Von diesem wird gegenwärtig ein Verbindungsnetz 

vergeben. Diese Lösung soll zum nächstmöglichen Zeitpunkt in 
die neuen Strukturen überführt werden.

3.	 Der Bund betreibt gegenwärtig die Neugestaltung seiner IT-Net-
ze in einer modularen Architektur und auf der Grundlage eines 
Transportnetzes auf Basis von Dark Fibre. Dies geschieht in aus-
schließlicher Zuständigkeit des Bundes. Unter Nutzung des 
Transportnetzes dieser ohnehin im Aufbau befindlichen bundes-
weiten IT-Netzinfrastruktur kann das Verbindungsnetz als eige-
nes VPN (einschließlich Zugangsnetz) realisiert werden. Mög-
lich ist außerdem die optionale Nutzung von Diensten aus dem 
Portfolio (Warenkorb) des Projektes „Netze des Bundes“.

4.	 Der Bund ist die Vergabestelle für das Verbindungsnetz. Als Ver-
gabestelle ist der Bund für die rechtlich korrekte Durchführung 
der Vergabe inklusive der Wahl des Vergabeverfahrens verant-
wortlich und wird nach dem Zuschlag Vertragspartner des Auf-
tragnehmers.

Anhang
„Gemeinsames Grundverständnis  

der technischen und organisatorischen Ausgestaltung  
der Bund-Länder-Zusammenarbeit  

bei dem Verbindungsnetz und der IT-Steuerung“
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5.	 Die Vergabeunterlagen werden vom Bund im Benehmen mit ei-
nem vom IT-Planungsrat eingesetzten Arbeitsgremium aus 
drei Ländervertretern fertig gestellt.

6.	 Zur Beteiligung der Länder werden die Entwürfe der Vergabe-
unterlagen (inklusive Bewertungsmatrix) rechtzeitig vor der 
Veröffentlichung (z. B. in sogenannten „Leseräumen“1) zur Ein-
sicht bereit gestellt. Dies dient zum einen der Information der 
Länder über die Umsetzung der gemeinsam festgelegten Anfor-
derungen, zum anderen kann so der dort vorhandene Sachver-
stand in die Erstellung der Vergabeunterlagen einfließen.

7.	 Sollten durch Anforderungen des Bundes, die über die gemein-
sam festgelegten Anforderungen hinausgehen, zusätzliche Kos-
ten entstehen, so sind diese vom Bund zu tragen. Das Verfahren 
zur Feststellung der Zusatzkosten regelt der IT-Planungsrat2.

8.	 Um auch im laufenden Betrieb eine Beteiligung der Länder si-
cherzustellen, beauftragt der IT-Planungsrat das dreiköpfige Ar-
beitsgremium damit, die Interessen der Länder bei der Steue-
rung des Betriebs einzubringen. Dies betrifft insbesondere 
grundsätzlichere Fragen der Steuerung. Operative Fragen (z. B. 
die Bestellung eines neuen Anschlusses, die Veränderung einer 
Anschlussklasse, die Zubuchung eines optionalen Dienstes etc.) 
werden hingegen über dafür geschaffene Prozesse abgewickelt.

B.	 IT-Steuerung
1.	 Ein neues System der IT-Koordinierung von Bund und Ländern 

soll die bisherigen Gremien „Arbeitskreis der Staatssekretäre für 
E-Government in Bund und Ländern“ (St-Runde Deutschland-
Online) sowie „Kooperationsausschuss von Bund und Ländern 
für automatisierte Datenverarbeitung“ (KoopA ADV) sowie alle 
Untergremien ablösen.

2. 	 Die dauerhafte neue Struktur besteht aus einem „IT-Planungs-
rat“, in dem der Beauftragte der Bundesregierung für Informati-
onstechnik, die für IT zuständigen Vertreter der Länder, Vertre-
ter der drei kommunalen Spitzenverbände (ohne Stimmrecht) 
und der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Infor-
mationsfreiheit (ohne Stimmrecht) vertreten sind. Der IT-Pla-
nungsrat berichtet an die Konferenz der Regierungschefs von 
Bund und Ländern.

3.	 Den Vorsitz übernehmen im jährlichen Wechsel Bund und Län-
der. Die Länder regeln die Rotation des Vorsitzes untereinander.

4.	 Die bisherige Geschäftsstelle Deutschland-Online im Bundes-
ministerium des Innern wird Geschäftsstelle des IT-Planungsra-
tes. Die Finanzierung der Geschäftsstelle übernimmt zur Hälfte 
der Bund, zur Hälfte übernehmen sie die Länder nach dem Kö-
nigsteiner Schlüssel.

5.	 Der IT-Planungsrat hat folgende Aufgaben:
a)	 Koordinierung der Zusammenarbeit von Bund und Ländern 

in Fragen der Informationstechnik,
b)	 Beschlussfassung über fachunabhängige oder fachübergrei-

fende IT-Interoperabilitäts- und IT-Sicherheitsstandards,
c)	 Steuerung von E-Government-Projekten, die dem IT-Pla-

nungsrat von der Konferenz der Regierungschefs von Bund 
und Ländern zugewiesen werden,

d)	 Planung und Weiterentwicklung des Verbindungsnetzes in-
klusive gemeinsamer Festlegung gemäß Ziffer A. 1 a) und 
Überwachung der Umsetzung der gemeinsamen Festlegun-
gen,

e)	 Einsetzen eines Arbeitsgremiums zur Befassung mit Verga-
beunterlagen (Einzelheiten unter A. 6) und grundsätzlicher 
Steuerung (A. 9).

6.	 IT-Interoperabilitäts- und IT-Sicherheitsstandards
–	 werden vom IT-Planungsrat mit einfacher Mehrheit als 

Empfehlung für die öffentliche Verwaltung beschlossen;
–	 werden vom IT-Planungsrat mit noch auszugestaltender, 

qualifizierter Mehrheit beschlossen, soweit sie zum bund-
länderübergreifenden Datenaustausch oder zur Vereinheitli-
chung des Datenaustausches der öffentlichen Verwaltung 
mit Bürgern und Wirtschaft erforderlich sind; sie entfalten 
Bindungswirkung, welche vom Bund und von den Ländern 
innerhalb von jeweils vom IT-Planungsrat festzusetzenden 
Fristen in ihren jeweiligen Verwaltungsräumen umgesetzt 
wird.

7.	 Der IT-Planungsrat beteiligt die jeweilige Fachministerkonfe-
renz, soweit deren Fachplanungen betroffen sind.

8.	 Vor der Beschlussfassung im IT-Planungsrat stimmen die Ver-
treter von Bund und Ländern die zu fassenden Beschlüsse inner-
halb ihrer Regierung ab bzw. führen – soweit erforderlich – eine 
Befassung des jeweiligen Kabinetts herbei.

9.	 Vor einer Beschlussfassung über verbindliche Standards wird 
grundsätzlich der Bedarf für einen solchen Beschluss sowie die 
IT-fachliche Qualität und Widerspruchsfreiheit des vorgesehe-
nen Standards durch eine vom IT-Planungsrat bestimmte unab-
hängige Einrichtung geprüft, diese kann in ihre Prüfung Wirt-
schaft und Wissenschaft einbeziehen. Der IT-Planungsrat 
entscheidet unter Einbeziehung der Ergebnisse der Prüfung; er 
ist dabei nicht an die Ergebnisse der Prüfung gebunden.

1	 „Leseräume“ stellen angesichts der Zahl der Beteiligten sicher, dass die vertraulichen Dokumente nicht vor der Veröffentlichung bekannt werden und so das Vergabeverfahren 
gefährden.

2	 Das Antragsrecht zur Durchführung dieses Verfahrens haben der Bund oder drei Länder.
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Auf Grund des § 6 Absatz 5 des Studentenwerksgesetzes vom 
18. Dezember 2004 (GVBl. S. 521), das durch Artikel III des Geset-
zes vom 17. Juli 2008 (GVBl. S. 208) geändert worden ist, wird 
verordnet:

§ 1
Von den an den Hochschulen des Landes Berlin immatrikulierten 

Studierenden, mit Ausnahme der Studierenden interner Studiengänge 
im Sinne des § 122 Absatz 1 Satz 1 des Berliner Hochschulgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Februar 2003 (GVBl. 
S. 82), das zuletzt durch Artikel XII Nummer 29 des Gesetzes vom 
19. März 2009 (GVBl. S. 70) geändert worden ist, wird ein Sozialbei-
trag zum Studentenwerk Berlin in Höhe von 41,20 € je Semester er-
hoben. Von Fernstudierenden werden keine Beiträge erhoben.

§ 2
(1) Von der Beitragspflicht sind Studierende befreit, die für min-

destens ein Semester beurlaubt sind wegen
1.	 Ableistung des Wehr- oder Zivildienstes,
2.	 Schwangerschaft oder Mutterschutzes.

(2) Von der Beitragspflicht sind ebenfalls Studierende befreit, die 
für mindestens ein Semester wegen Studiums im Ausland oder Ab-
leistung eines Betriebspraktikums außerhalb Berlins nicht an der 
Hochschule oder aus diesem Grund beurlaubt sind.

§ 3
Im Falle der Exmatrikulation werden geleistete Beiträge nur er-

stattet, wenn der Antrag auf Exmatrikulation bis zum Vortag des 
Vorlesungsbeginns gestellt worden ist. 

§ 4
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sozi-
albeitragsverordnung vom 14. November 1983 (GVBl. S. 1432), die 
zuletzt durch Artikel I der Verordnung vom 4. Mai 2001 (GVBl. 
S. 146) geändert worden ist, außer Kraft. Die Beiträge nach dieser 
Verordnung werden erstmalig für das WS 2010/11 erhoben.

Berlin, den 2. März 2010

Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung
Prof. Dr. E. Jürgen Z ö l l n e r

Verordnung 
über Sozialbeiträge zum Studentenwerk Berlin 

(Sozialbeitragsverordnung – SozVO)
Vom 2. März 2010
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